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Gemeinde Mariental 
 

Verwaltungsvorlage Vorlagen-Nr.: 057/22 
 

 

Fachbereich:  Bauen und Ordnung 

 

Datum:  19.09.2022            

Tagesordnungspunkt  
 

Antrag der CDU-MF-Gruppe zur „Aufhebung der Straßenausbaubeitragssatzung der 
Gemeinde Mariental“ 

Vorgesehene Beratungsfolge: 
Beschluss  
geändert 

Abstimmungsergebnis 

Datum Gremium Status Ja Nein Ja Nein Enth. 

28.09.2022 VA Mariental nö      

28.09.2022 GR Mariental ö      

 
Finanzielle Auswirkungen 

 

Verantwortlichkeit 

Ergebnishaushalt ☐ Kosten  EUR gefertigt: 
Gemeinde- 
direktorin: 

Finanzhaushalt ☐ Produkt  
gez. Freitag gez. Oertel 

Kostenstelle  Sachkonto  

Ansatz  EUR verfügbar  EUR (Freitag) (Oertel) 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Mariental beschließt, entweder 

 

a) die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Mariental (Straßenausbaubeitragssatzung) nicht aufzu-

heben 
 

oder 
 

b) gemäß des gestellten Antrages die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 

6 NKAG für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde Mariental (Straßenausbau-

beitragssatzung) gemäß der als Anlage beigefügte Aufhebungssatzung aufzuheben. 

 

Der Verwaltungsausschuss bereitet die Beschlussfassung entsprechend vor.  

 

 

Sach- und Rechtslage: 

 

Der Rat der Gemeinde Mariental hat in seiner Sitzung am 24.10.2002 eine „Satzung über die 

Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche Maßnahmen in der Gemeinde 

Mariental“ (Straßenausbaubeitragssatzung) beschlossen. Hierbei handelt es sich um einen 

gemeindlichen Einnahmetatbestand nach § 111 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 NKomVG, wonach Ge-

meinden zur Erfüllung ihrer Aufgaben spezielle Entgelte für die von ihnen erbrachten Leistun-

gen erheben können. Laut Satzung ist die finanzielle Beteiligung der privaten Grundstücksei-

gentümerinnen und –eigentümer bei Ausbaumaßnahmen an den Straßen und den entspre-

chenden Nebenanlagen der Gemeinde geregelt. Dabei sind nur die Kosten für beitragsfähige 

Maßnahmen (siehe § 1 Abs. 1 der Straßenausbaubeitragssatzung), z. B. im Falle einer grund-

haften Straßenerneuerung, anteilig von den Grundstückseigentümern zu tragen, indem diese 
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Beiträge an die Gemeinde zahlen müssen. Eine grundhafte Straßenerneuerung liegt immer 

dann vor, wenn neben der Deckschicht auch die darunter liegenden Trag- und Binderschichten 

neu hergestellt werden. 

 

In den vergangenen Jahren wurde das Straßennetz so gut wie möglich unterhalten, sodass 

lediglich die Straßendeckschichten ausgebessert werden mussten. Solche reinen Unterhal-

tungsmaßnahmen sind nicht beitragsfähig, sodass die Grundstückseigentümerinnen und -ei-

gentümer in den vergangenen Jahren keine finanziellen Belastungen zu tragen hatten. Auch 

in den kommenden Jahren ist eine grundhafte Erneuerung einer Straße nicht geplant. Insofern 

erscheint die Abschaffung der Straßenausbaubeitragssatzung zunächst unschädlich. 

 

Allerdings ist ein solcher Beschluss aus Sicht der Verwaltung aus mehreren Gründen nicht zu 

empfehlen: 

 

1. Der Haushalt der Gemeinde Mariental ist beginnend mit dem Jahr 2011 nahezu durchgängig 

nicht mehr ausgeglichen. Eine Ausnahme davon sind voraussichtlich nur die Jahre 2017, 2018 

2020 und 2021, in denen Bedarfszuweisungen gewährt worden sind. Die einzelnen Jahreser-

gebnisse können der nachfolgenden Tabelle entnommen werden: 

 

Jahr Jahresergebnis 

Ergebnis 2011   -81.431 € 

Ergebnis 2012 -202.447 € 

Ergebnis 2013 -218.307 € 

Ergebnis 2014 -167.631 € 

Ergebnis 2015 -305.500 € 

vorl. Ergebnis 2016 -200.092 € 

vorl. Ergebnis 2017  209.089 € 

vorl. Ergebnis 2018  601.678 € 

vorl. Ergebnis 2019 -511.856 € 

vorl. Ergebnis 2020  207.931 € 

vorl. Ergebnis 2021  326.521 € 

Ansatz 2022 -569.900 € 

 
In den Haushaltsgenehmigungen stellt die Kommunalaufsicht zudem fest, dass die dauernde 

Leistungsfähigkeit der Gemeinde nach § 23 KomHKVO nicht bescheinigt werden kann. Dies 

liegt neben den vorgenannten nicht ausgeglichenen Jahresergebnissen auch an der negativen 

Nettoposition der Gemeinde. Somit spricht die finanzielle Situation der Gemeinde gegen die 

Abschaffung der Satzung und damit einer möglichen Einnahmequelle zum jetzigen Zeitpunkt. 

 

2. Die Aufhebung der Straßenausbaubeitragssatzung wird von der Kommunalaufsicht voraus-

sichtlich beanstandet werden. Hintergrund ist, dass das Niedersächsische Oberverwaltungs-

gericht aus Lüneburg mit Beschluss vom 22.07.2020, Az: 10 ME 129/20, die Entscheidung der 

Kommunalaufsicht der Region Hannover gestützt hat, bei einer ihrer Aufsicht unterliegenden 

Kommune die Aufhebung der Straßenausbaubeitragssatzung zu beanstanden. Auch dort lag 

bei der satzungsaufhebenden Gemeinde ein defizitärer Haushalt vor. 

 

In einem daraufhin verfassten Schreiben des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und 

Sport vom 13.04.2021 werden die Kommunalaufsichtsbehörden darauf hingewiesen, dass sie 

die Möglichkeit einer Teilversagung des veranschlagten Gesamtinvestitionskreditbetrages im 

Rahmen der Haushaltsgenehmigungsverfahren haben. Das bedeutet mit anderen Worten, 

dass zukünftig Kredite für Straßenausbaumaßnahmen womöglich im Rahmen der beantragten 
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Haushaltssatzungen nicht genehmigt werden. Dadurch werden zukünftige, grundhafte Stra-

ßenerneuerungen im Gemeindegebiet erschwert bzw. möglicherweise undurchführbar. 

 

Stattdessen empfiehlt die Verwaltung, eine Überarbeitung oder Neufassung der Straßenaus-

baubeitragssatzung an die aktuellen Gesetzesänderungen des Niedersächsischen Kommu-

nalabgabengesetzes (NKAG) vorzunehmen. Hier hat der Gesetzgeber neue Gestaltungsmög-

lichkeiten geschaffen, mit denen übermäßige Härten einzelner Grundstückseigentümer ver-

mieden werden können, beispielsweise über tiefenmäßige Grundstücksbegrenzungen oder 

Eckgrundstückbegrenzungen bei der Beitragsveranlagung. 

 

Sollte sich der Rat dennoch für eine Aufhebung der Straßenausbaubeitragssatzung entschei-

den, ist die als Anlage beigefügte Aufhebungssatzung zu beschließen. 

 

 

Anlagen: 

 

 Antrag der CDU-MF Gruppe vom 17.09.2022 

 Straßenausbaubeitragssatzung vom 24.10.2002 

 Schreiben des Niedersächsischen Ministeriums für Inneres und Sport vom 13.04.2021 

 Aufhebungssatzung 

 

 

Elektronische Version, im Original unterzeichnet. 



Betreff:
Datum:

WG: VA/Ratssitzung
Montag, 19. September 2022 14:20:42

-----Ursprüngliche Nachricht-----
Von: Martin Klein [mailto:buergermeister.mariental@t-online.de]
Gesendet: Samstag, 17. September 2022 19:05
An: Oertel, Anja <Oertel@grasleben.de>
Cc: koehler-mariental@outlook.de; schmidtbenke@t-online.de; mspielmann0@gmail.com; Stefanie Gander 
(svengander@t-online.de) <svengander@t-online.de>
Betreff: VA/Ratssitzung

Hallo Frau Oertel,

wie bereits mündlich besprochen stelle ich hiermit namens der CDU-MF Gruppe den Antrag, die 
Strassenausbaubeitragssatzung der Gemeinde Mariental ersatzlos zu streichen und beauftrage die Verwaltung 
zur nächsten VA/Ratssitzung eine entsprechende Vorlage zur Beschlussfassung anzufertigen. Etwaige 
Bedenken der Verwaltung sollen und können selbstverständlich mit vorgebracht werden.

Für Rückfragen stehe ich gern zur Verfügung.

--

Mit freundlichen Grüßen

Martin Klein
Bürgermeister
Gemeinde Mariental

Siedlung 7
38368 Mariental
TEL 05356-311
Mobil 0151-17132947
FAX 05356-1393
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Gemeinde Mariental 

Satzung zur Aufhebung 

der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Mariental 

Aufgrund der §§ 10, 11, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) in Verbindung mit §§ 1, 2 und 6 des Niedersächsischen 

Kommunalabgabengesetzes (NKAG) – jeweils in der zurzeit geltenden Fassung – hat der Rat 

der Gemeinde Mariental in seiner Sitzung vom 28.09.2022 folgende Satzung beschlossen: 

§ 1

Aufhebung der Satzung 

Die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für straßenbauliche 

Maßnahmen in der Gemeinde Mariental (Straßenausbaubeitragssatzung) vom 24.10.2002 

wird aufgehoben. 

§ 2

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 

Mariental, den 

Bürgermeister  Gemeindedirektorin 
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